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form will die Große Koalition 
2009 eine Abgeltung  steuer in Höhe 
von 25% einführen. Sie gilt für al-
le privaten Kapitalerträge und wird 
von den Banken einbehalten. Die 
entsprechenden Einkünfte spielen 
bei der Steuererklärung keine Rolle 
mehr. Die progressive Besteuerung 
bis zum Spitzensteuersatz entfällt. 
Das Halbeinkünfteverfahren bei 
Dividenden wird abgeschafft und 
Veräußerungsgewinne werden oh-
ne jede Befristung mitbesteuert. 
Ferner sind die tatsächlichen Wer-
bungskosten nicht mehr abzugs-
fähig. Es wird nur noch ein Sparer-
Pauschbetrag berücksichtigt. 
Die Abgeltungsteuer belastet 
Dividenden und andere Gewinn-
ausschüttungen von Kapitalgesell-
schaften höher als die Einkommen-
steuer bisher. Denn dank dem 
Halb  einkünfte  verfahren beträgt 
die maximale Einkommensteuer-
Grenzbelastung nach dem derzeit 
geltenden Recht nur 21% bzw. 
22,5% (Reichensteuerzuschlag). 
Wenn man allerdings die im Rah-
men der Unternehmensteuerreform 
beabsichtigte Senkung der Körper-
schaftsteuer von 25% auf 15% ins 
Kalkül zieht, ergibt sich insgesamt 
eine Entlastung von 4,5 Prozent-
punkten. Bei Zinseinkünften schlägt 
dagegen die Entlastung auf den 
Abgeltungsteuersatz von 25% voll 
durch, wenn die Steuerpﬂ  ichtigen 
dem Spitzensteuersatz unterliegen.
Die Abgeltungsteuer entlastet 
also Zinsen weitaus stärker als 
Gewinne. Nimmt man die Gewer-
besteuer hinzu, beträgt die Diffe-
renz zwischen Fremd- und Beteili-
gungsﬁ   nanzierung bei Spitzenver-
dienern künftig 22 Prozentpunkte, 
sofern die Gewinne ausgeschüttet 
werden. Durch die Senkung der 
Körperschaftsteuer erhöhen sich 
zudem die Anreize, Gewinne im 
Unternehmen einzubehalten. Die 
externe Beteiligungsﬁ  nanzierung, 
also die Marktlenkung von Eigen-
kapital, wird einerseits steuerlich 
benachteiligt. Andererseits macht 
die Zinsschranke hohe Fremdﬁ  -
nanzierungen unattraktiver. Von 
„Finanzierungsneutralität“ der Be-
steuerung kann hier keine Rede 
sein. 
Nun stellt die Große Koalition 
die Abgeltungsteuer nicht als steu-
ersystematische Großtat hin. Ver-
kauft wird sie als Modernisierung 
der Kapital  ertragsbesteuerung, die 
verhindern soll, dass Steuerpﬂ  ich-
tige ihr Kapital im Ausland anlegen. 
Propagiert wird sie auch deshalb, 
weil andere EU-Staaten gute Er-
fahrungen mit Abgeltungsteu-
ern gemacht haben. In der Tat ist 
die abgeltende Besteuerung mit 
Sätzen von 15 bis 30% in der EU 
inzwischen die dominierende Be-
steuerungsform für Kapitalerträge.
Gleichmäßigkeit und Neutralität 
der Besteuerung sowie das steu-
erliche Leistungsfähigkeitsprinzip 
werden hierbei dem internationa-
len Steuerwettbewerb geopfert. 
Der Erfolg der Reform ist zweifel-
haft. Denn die Verlagerung von 
Kapitalanlagen auf die einschlä-
gigen Finanzplätze ist immer noch 
weitgehend risikolos, solange die 
Finanzbehörden nicht international 
kooperieren. Die Amnestie  regelung 
vor einigen Jahren wurde jedenfalls 
kaum angenommen.
Wenn schon eine niedrige Ka-
pitaleinkommensbesteuerung be-
absichtigt wird, dann sollte sie 
konsequent durchgeführt werden. 
Der Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung hat mit seinem 
Vorschlag zur Dualen Einkom-
mensteuer ein überzeugendes 
Konzept für ein weitgehend rechts-
form- und ﬁ  nanzierungsneutrales 
Steuersystem vorgelegt, das wei-
terhin die progressive Besteuerung 
von Erwerbseinkünften ermöglicht. 
Das Modell hat nur einen Schön-
heitsfehler: Die Steuerausfälle sind 
deutlich höher und Steuerpﬂ  ichtige 
mit hohen Gewinn- und Dividen-
deneinkommen werden weitaus 
stärker entlastet als bei der Steu-
erreform der Bundesregierung 
vorgesehen. Nachdem durch die 
Mehrwertsteuererhöhung die Mas-
seneinkommen zur Ader gelassen 
wurden, ist eine derart umfang-
reiche Entlastung hoher Einkom-
men politisch schwer vermittelbar, 
zumal die Gewinn- und Vermögens-
einkommen zuletzt kräftig gestie-
gen sind.
Auch im bestehenden System 
ließen sich Kapitaleinkommen 
wirksam besteuern. Durch elek-
tronische Übermittlung der Kapi-
talerträge von den Banken an das 
Finanzamt können Vollzugsdeﬁ  zite 
beseitigt werden. Die CDU hat sich 
im Rahmen des Merz´schen Bier-
deckelkonzepts 2003 dafür aus-
gesprochen. Die Steuerﬂ  ucht ließe 
sich durch eine internationale Ko-
operation der Finanzbehörden und 
einen verstärkten Druck auf Steu-
eroasen eindämmen. Schließlich 
wird der ganz überwiegende Teil 
der weltweiten Gewinn- und Kapi-
taleinkommen in den OECD-Län-
dern verdient – und könnte auch 
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